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Im Namen des Volkes! 

Urteil 

In dem einstweiligen Verfügungsverfahren 

- Verfügungskläger -

o.J•·;:" ,f _ i;,?t essbevollmächtigte: 

Rechtsschutz GmbH - Büro Bremen -, 

hofsplatz 22 - 28, 28195 Bremen - 01460-21 

g e g e n

- Verfügungsbeklagte -

Prozessbevollmächtigte: 

N

hat die 3. Kammer des Arbeitsgerichts Bremen-Bremerhaven auf die mündliche 

Verhandlung vom 13. September 2021 durch den Richter am Arbeitsgericht ... als 

Vorsitzenden sowie die ehrenamtliche Richterin ... und den ehrenamtlichen 

Richter ... für Recht erkannt: 

1. Die Verfügungsbeklagte wird verurteilt, den Verfügungskläger bis zu einer
erstinstanzlichen Entscheidung in der Hauptsache als Ausrüstungselektriker
am Standort Bremen zu beschäftigen.

2. Die Verfügungsbeklagte trägt die Kosten des Rechtsstreits.







der Situation nicht absehbar ist. 

Im Oktober 2020 vereinbarte die Verfügungsbeklagte einen Interessenausgleich und einen 

Sozialplan zum Personalabbau. Dieser sah neben einem Freiwilligenprogramm auch 

Kompensationsleistungen für Mitarbeiter, die bislang in Bremen beschäftigt waren und 

nunmehr nach Hamburg versetzt worden sind, vor. So erhalten diese Beschäftigten bis 

zum Zeitpunkt eines Umzuges nach Hamburg eine monatliche Aufwandspauschale von 

1.100,00 € brutto pro Monat, die gestaffelt über 3 Jahre, jeweils um 1/3 pro Jahr auf Null 

reduziert wird und den vollständigen Ersatz der Kosten für tägliches Pendeln, der erst nach 

Ablauf eines Jahres erstmalig gesenkt wird. 

Die Verfügungsbeklagte reduzierte die Zahl der im Fachbereich OWBW beschäftigten 

Mitarbeiter bis zum 31. Mai 2021 durch die Abmeldung von Leiharbeitnehmern sowie 

freiwillige Maßnahmen auf Grundlage des Interessenausgleichs bzw. Sozialplans auf 150. 

Aufgrund der erheblichen Unterauslastung sind dabei am Standort Bremen nur 

Arbeitsvolumina dafür 99 Arbeitnehmer vorhanden. 

Innerhalb des Fachbereichs OWBW fanden ab dem 6. Mai 2021 regelmäßige 

Besprechungen der Situation, namentlich des Personalüberhangs von noch ca. 50 

Mitarbeitern statt mit dem Ziel, Beschäftigte dazu zu bewegen, die Möglichkeit einer 

freiwilligen Mobilität zu prüfen. Aus Sicht der Verfügungsbeklagten waren zuletzt die 

freiwilligen Maßnahmen vollständig ausgereizt. Aus diesem Grunde entschied sich die 

Verfügungsbeklagte im August 2021 dazu, 23 Beschäftigte aus dem Fachbereich OWBW 

von Bremen nach Hamburg zu versetzen. Von diesen 23 Arbeitnehmern entfallen zehn auf 

die bislang zwölf im Bereich OWBW am Standort Bremen beschäftigten 

Ausrüstungselektriker. 

Die Verfügungsbeklagte hörte den Betriebsrat am Standort Bremen unter anderem zu der 

hier streitgegenständlichen Versetzung des Verfügungsklägers an. Mit Schreiben vom 10. 

August 2021 widersprach der Betriebsrat derselben, ohne zu rügen, dass eine sachliche 

Entscheidung nicht aufgrund der erfolgten Informationen erfolgen konnte. Mit Schreiben, 

das dem Betriebsrat am 19. August 2021 zuging, unterrichtete die Verfügungsbeklagte den 

Betriebsrat über die Absicht, die Versetzung des Verfügungsklägers als vorläufige 

personelle Einzelmaßnahme im Sinne von § 100 BetrVG durchzuführen. Mit Schreiben 

vom 20. August 2021 bestritt der Betriebsrat die Dringlichkeit der personellen Maßnahme. 

Mit Schreiben vom selben Tag teilte die Verfügungsbeklagte dem Verfügungskläger mit, 

dass er ab dem 1. September 2021 am Standort Hamburg als Ausrüstungselektriker tätig 

werden solle. 

Am 23. August 2021, Eingang beim Arbeitsgericht am selben Tag, leitete die 

Verfügungsbeklagte das Zustimmungsersetzungsverfahren u.a. im Hinblick auf die 

streitgegenständliche Versetzung ein und beantragte zugleich, festzustellen, dass die 

Maßnahme aus sachlichen Gründen dringend erforderlich ist. 

Bereits unter dem 13. Juli 2021 erteilte der behandelnde Arzt des Klägers diesem ein 

Attest, das auszugsweise wie folgt lautet: 

„Herr ... entwickelt aufgrund seiner Angststörung während der Autofahrt 

Symptome. Puls- und Blutdruck würde er als zu hoch empfinden. Eintretende 

Kopfschmerzen zwingen ihn regelhaft zur Beendigung der Fahrt. 
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Bei längeren Sitzen stellen sich erhebliche Rückenschmerzen ein. Dies führte zur 
Arbeitsunfähigkeitszeiten. 
Die Schwierigkeit erschwert die Orientierung im Straßenverkehr. Gerade bei 
längeren Fahrten. 
Aufgrund seines Gesundheitszustandes ist Herr ... voraussichtlichen 
mindestens sechs Monate nicht in der Lage, in Hamburg zu arbeiten. Herr ... ist 
zurzeit auf wöchentliche · Vorstellungen in unserer Praxis und sei Spezialist 
zwischen Kollegen angewiesen. " 

Die Fahrtstrecke vom Wohnort des Klägers zu dem neuen Arbeitsplatz in Hamburg beträgt 
137 km bei einer Fahrt mit dem Auto. Die Anfahrt mit dem öffentlichen Personenverkehr 
vom Wohnort des Klägers zum in Hamburg zugewiesenen Arbeitsplatz beträgt 2 Stunden 
51 Minuten für die einfache Fahrt. 

Am 30. August 2021 kündigte der Verfügungskläger an, ab dem 31. August 2021 
arbeitsunfähig zu sein. Er meldete sich auch dementsprechend arbeitsunfähig. Außerdem 
äußerte er-wobei unklar ist zu welchem Zeitpunkt -,,die werden mich nicht nach Hamburg 
bekommen" und „wir sehen uns dann in ein paar Tagen in Bremen wieder". 

Der Kläger ist der Auffassung, die Versetzung vom 20. August 2021 sei unzulässig•. 
Er ist der Auffassung, die im Arbeitsvertrag enthaltene Versetzungsklausel sei unwirksam, 
wobei er zur Begründung ausführt. Er ist weiterhin der Auffassung, die Versetzung 
entspreche nicht billigem Ermessen. Er verweist diesbezüglich zunächst auf seine familiäre 
Situation und seine Verwurzelung in Bremen. Insbesondere beruft er sich auf die bei ihm 
vorliegenden gesundheitlichen Störungen und behauptet, seine ihn behandelnden Ärzte 
hätten eindeutig erklärt, dass aus medizinischen Gründen ein arbeitstägliches Pendeln zu 
vermeiden sei und ein Umzug nach Hamburg nicht in Betracht komme. Sowohl 
arbeitstägliches Pendeln, wie auch ein Umzug würden nach Aussage seiner Ärzte zu einer 
Gesundheitsgefährdung führen. Er beruft sich weiterhin auf den Inhalt des ärztlichen 
Attests vom 13. Juli 2021. Insbesondere seien ihm längere Fahrten nicht möglich. Während 
er kurze Fahrten durchaus bewerkstelligen könne, müsse er längere Fahrten, namentlich, 
wenn er diese unter Zeitdruck erledigen müsse, regelmäßig unterbrechen. Der 
Verfügungskläger ist der Auffassung, die Versetzung sei auch deshalb unwirksam, weil die 
Verfügungsbeklagte soziale Interessen nicht hinreichend berücksichtigt habe. Unter 
Verweis auf die Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts zum Az. 10 AZR 915/12 
behauptet der Verfügungskläger, die Verfügungsbeklagte habe nach eigenen Angaben die 
von der Versetzung betroffenen Arbeitnehmer nicht nach sozialer Schutzwürdigkeit 
ausgewählt, sondern lediglich die beruflichen Profile gesichtet und bewertet. Der 
Verfügungskläger behauptet, die Qualifikationsmaßnahmen, die er zur Tätigkeit in 
Hamburg benötige, seien nicht vollumfänglich durchgeführt worden. Schließlich rügt der 
Verfügungskläger, die betriebliche Mitbestimmung sei nicht ordnungsgemäß durchgeführt 
worden. 
Der Verfügungskläger ist der Auffassung, es läge auch ein Eilgrund vor. Dieses folge 
einerseits aus der Unsicherheit, ob die Versetzung nach Hamburg wirksam sei und der 
Gefahr von Abmahnungen oder sonstigen arbeitsrechtlichen Konsequenzen beim 
Nichtbefolgen der Weisung; vorrangig folge das Eilbedürfnis aber aus der unbedingt zu 
vermeidenden gesundheitlichen Gefährdung des Klägers für den Fall, dass dieser 
arbeitstäglich zwischen Bremen und Hamburg pendeln müsse. 















'12 

Nachteile, die durch die von der Verfügungsbeklagten zu erbringenden 

Kompensationsleistungen allerdings relativiert würden. 

B 

Die Kostenentscheidung folgt aus§ 91 ZPO. Der Wert des Streitgegenstands war gemäß 

§ 61 Abs. 1 ArbGG im Urteil festzusetzen, seine Höhe folgt aus § 42 GKG und 3 ff ZPO

und entspricht einem Bruttomonatsgehalt. Gemäß § 62 Abs. 1 ArbGG ist das Urteil

vorläufig vollstreckbar.

gez. ... als Vorsitzender 

Beglaubigt: 
Bremerhaven, 28.09.2021 
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